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Was ist zu tun? Chancen und Risiken
Das Pflege-Neuausrichtungsgesetz (PNG) ist 
in Kraft getreten. Doch was bedeutet es für 
die ambulante Pflege? Welche Änderungen 
sind umzusetzen? Welche Chancen und 
Risiken bringt das neue Gesetz mit sich? 

Fachautor Andreas Heiber hat das PNG  
auf den Prüfstand gestellt. In seinem neuen 
Buch fasst er die Änderungen zusammen  
und hinterfragt sie kritisch.

Von zentraler Bedeutung sind vor allem:

 die Leistungsausweitung für Personen 
mit eingeschränkter Alltagskompetenz

 die neue Sachleistung  
„Häusliche Betreuung“ 

 die Verpflichtung, die Leistungen 
der Grundpflege sowohl mit  
Pauschalen als auch als Zeit-
abrechnung  anzubieten

Das Pflege-Neuausrichtunggesetz
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Auch als eBook (ePub) unter 
www.ebook-png.de
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Von Ralph Wißgott

Das „Verkaufsgeschick“ eines 
ambulanten Dienstes lässt sich 
deutlich an zwei Faktoren able-
sen: am Monatsumsatz je Kunde 
und am Sachleistungsanteil.

Winsen/Aller. Die Pfl egeversiche-
rung nimmt gegenüber anderen 
Leistungsbereichen im Gesund-
heitswesen eine Sonderstellung 
ein: Sie übernimmt nicht die vol-
len Kosten einer Versorgung und 
sieht auch keine fi xen Eigenantei-
le wie bei der häuslichen Pfl ege 
nach SGB V vor. Gerne wird sie als 
Teilkaskoversicherung bezeich-
net. Dieser Vergleich hinkt jedoch 
gewaltig, da bei KFZ-Versicherun-
gen eine Teilkaskoversicherung 
die jeweilig versicherten Schäden 
vollumfänglich übernimmt – bis 
auf den festgelegten, aber fi xen 
Eigenanteil des Versicherten.

Bei der Pfl egeversicherung 
handelt es sich dagegen um einen 
fi xen Zuschuss durch die Pfl ege-
versicherung – der Versicherte 
hat alle darüber liegenden Kosten 
ohne weitere Begrenzung zu tra-

gen. Dieser Umstand macht die 
Pfl ege zu einem Produkt, das „ver-
kauft“ werden will. Zurzeit sind es 
zwei Kennziffern, an denen sich 
das „Verkaufsgeschick“ eines Pfl e-
gedienstes bestens ablesen lässt. 

Faktor Nr. 1:
Der Monatsumsatz je Kunde

Da ist einerseits der durch-
schnittliche Monatsumsatz je 
Pfl egekunde. Hierzu nimmt man 
den monatlichen Gesamtumsatz 
und teilt ihn durch die Anzahl 
der versorgten Pfl egebedürfti-
gen – eine Unterscheidung nach 
SGB V und SGB XI ist nicht nö-
tig. Berücksichtigt werden müss-
ten jedoch Erträge, die nicht 
der üblichen häuslichen Pfl ege 
entspringen, zum Beispiel eine 
Wohngemeinschaft. Diese treibt 
den durchschnittlichen Monats-
umsatz erheblich nach oben. In 
solchem Falle sollten die Umsätze 
sowie die Pfl egebedürftigen aus 
der Kennzahl herausgerechnet 
werden. Wir registrieren Durch-
schnittsumsätze durch „normale“ 

Hauskrankenpfl ege zwischen 350 
Euro bis mehr als 1 000 Euro. Hier 
spielt die Vergütungsregelung der 
jeweiligen Bundesländer eine er-
hebliche Rolle. So sind in Berlin 
und Hamburg eher mehr als 800 
Euro und in Thüringen eher 450 
Euro zu erwarten. An dieser Kenn-
ziffer zeigt sich das „Verkaufsta-
lent“ des Pfl egedienstes – auch 
in Thüringen gibt es Dienste, die 
über 800 Euro erreichen.

Faktor Nr. 2: 
Der Sachleistungsanteil

Und da ist andererseits der 
durchschnittlich ausgenutzte 
Sachleistungsanteil. Hier wird 
geschaut, wie viel Prozent des ma-
ximalen Sachleistungsanspruchs 
der Pfl egebedürftigen tatsächlich 
vereinbart und abgerechnet wur-
den. 

Hierzu ein Beispiel: Der Pfl ege-
bedürftige Hans Meier ist in die 
Pfl egestufe II eingestuft. Somit 
hat er einen Sachleistungsan-
spruch von derzeit 1 150 Euro. Der 
Pfl egedienst hat davon im letzten 

Monat 800 Euro ausgeschöpft, 
das entspricht 69,57 Prozent. Die-
se Rechnung wird nun für jeden 
Pfl egebedürftigen durchgeführt. 

Am Ende werden die Ergebnis-
se kumuliert. Hierbei kommen 
Werte zwischen unter 50 Prozent 
bis hin zu 99 Prozent heraus. 
Wenn Sie diese beiden Werte ein-
mal für Ihre Einrichtung ermittelt 
haben, können Sie sehr schnell 
klären, ob der Wert Ihres Diens-
tes gut, Mittelmaß oder dringend 
verbesserungsbedürftig ist. Zur 
einfachen Errechnung gibt es auf 
unserer Website eine Arbeitshilfe 
in Form einer Excel-Tabelle.

Seit einigen Jahren installieren 
Beratungsunternehmen bei inter-
essierten Pfl egediensten Mitarbei-
ter, deren alleinige Aufgabe in der 
Umsatzsteigerung liegt – intern 
„Vertriebsmitarbeiter“, nach au-
ßen „Pfl egeberater“ oder „Pfl ege-
fachberater“ genannt. Die Unter-
nehmen helfen dabei, geeignete 
Kräfte zu fi nden, und bilden diese 
entsprechend aus. Mithilfe dieser 
Mitarbeiter können innerhalb von 
drei Monaten Umsatzsteigerun-

gen von 20 bis zu 50 Prozent auf 
Basis der momentanen Kunden-
struktur üblich sein. Der monatli-
che Pro Kopf-Umsatz kann durch 
den Einsatz dieser Kräfte deut-
lich erhöht werden, genauso der 
ausgenutzte Sachleistungsanteil. 
Hier liegt für die meisten Pfl ege-
dienste ein enormes Umsatzpo-
tenzial. 

INFORMATION
Diese Serie wird betreut von 
der Unternehmensberatung 
Wißgott, Fachberatung für die 
ambulante Pfl ege, Getreide-
ring 3, 29308 Winsen (Aller), 
Tel. (0 51 43) 66 96 27,
rw@uw-b.de, www.uw-b.de
Auf der Homepage fi nden Sie 
unter dem Menüpunkt 
„Downloads“ und dem Unter-
menü „kostenpfl ichtig neu“ 
das Angebot „Pfl egesachleis-
tungsstatistik 2.0“. Zudem 
werden hier nach und nach 
sämtliche Folgen dieser Serie 
zu fi nden sein.

Neue Serie: „Steuerung von Pfl egediensten“ – Teil 3: Pfl ege verkaufen

Warum ein Pfl egedienst Verkaufstalente braucht

Düsseldorf (dpa). Die nordrhein-
westfälische Gesundheitsminis-
terin Barbara Steffens (Grüne) 
hat ein größeres Engagement der 
Kommunen bei der wohnortna-
hen Betreuung von Pfl egebedürf-
tigen gefordert. Das Land wolle 
die Städte und Gemeinden künf-
tig stärker in die Pfl icht nehmen, 
wenn es darum geht, Angebote 
im vertrauten Lebensraum älterer 
Menschen zu planen.

„Der überwiegende Teil der 
Menschen will zu Hause gepfl egt 
werden“, sagte die Ministerin 
vergangene Woche in der Landes-
hauptstadt Düsseldorf. Für die 
Kommunen sei es aber bislang 
eine freiwillige Leistung, Angebo-
te in den Wohnvierteln zu koor-
dinieren. Im Nothaushalt dürften 
sie darum nichts für diese Aufga-
be ausgeben. Das soll sich mit ei-
ner Gesetzesreform ändern.

Zusätzliches Geld sollen die 
Kommunen laut Barbara Steffens 
nicht in die Hand nehmen. Städte 
und Gemeinden sollen rechtzeitig 
in die Planung der Betreuung vor 
Ort höchstens das investieren, 
was sie ansonsten später für die 
professionelle Pfl ege im Heim 
ausgeben müssten. „Jedes Jahr 
kommen 100 000 Menschen neu 

in die Pfl egestufe eins“, sagte die 
Politikerin.

Statt neuer Heime sollen nach 
den Vorstellungen der rot-grünen 
Landesregierung mehr Wohn-
gemeinschaften entstehen, für 
die sich etwa Pfl egedienste und 
Wohnbaugenossenschaften zu-
sammentun. Dafür will das Land 
die Bedingungen erleichtern. 
Angehörige sollen bei der Pfl ege 
durch mehr Kurzzeitangebote im 
Wohnviertel oder Seminare un-
terstützt werden. „Entlastungs-
angebote vor Ort sind bislang oft 
nicht da“, so Steffens. Beim Land 
können die Kommunen deshalb 
künftig einen Zuschuss für einen 
so genannten „Quartiersmana-
ger“ beantragen, der Angebote 
koordiniert.

Die kommunalen Spitzen-
verbände wollten sich auf dpa-
Anfrage zunächst nicht zu dem 
Konzept äußern und kündigten 
eine Stellungnahme in den kom-
menden Wochen an. Zurzeit sind 
laut Gesundheitsministerium 
548 000 Menschen in NRW pfl e-
gebedürftig. Bis 2030 werde diese 
Zahl voraussichtlich auf 700 000 
steigen, berichtete Steffens. 
Im Jahr 2050 könnten es schon 
930 000 zu Pfl egende sein. 

Das Ziel sind mehr Pfl ege-WGs und weniger Heime

Nordrhein-Westfalen will die 
Kommunen in die Pfl icht nehmen


